
Bildung –
in Kleinstaaten
oder einheitlich?

Schulpflicht bestand seit den 1820er Jahren in allen deutschen Ländern unter Aufsicht des Staates. 
Die Analphabetenquote war gegen Ende des Jahrhunderts nur noch gering und zum Ende der 
Kaiserzeit war der Zugang zu höheren Schulen auch für Mädchen erkämpft. Mit der November-
revolution 1918 wäre eine einheitliche Reichsschulgesetzgebung möglich gewesen — hätte die 
Revolution gesiegt. So aber blieb die Kulturhoheit der Bundesstaaten in der Weimarer Republik 
unangetastet und 18 Länder hatten ihr eigenes Schulrecht, ihre eigene zentrale Schulverwaltung, 
ihre eigene Schulpolitik. Immerhin entfiel die vormalige kirchliche Volksschulaufsicht, nicht aber 
die Trennung von Kirche und Schule. 1934 übernahm das faschistische Reichsinnenministerium 
Teile der Schulhoheit der Länder und begann mit einer Zentralisierung und Vereinheitlichung des 
Schulwesens. Das rassistisch-chauvinistische Konzept der „völkischen Erziehung“ verdrängte das 
Erziehungssystem der Weimarer Republik.

Nach der Befreiung vom Faschismus ist Bildungspolitik grundsätzlich an die vier Militärregierungen 
gebunden. Von den US-Amerikanern eingebracht und Konsens: Das deutsche Erziehungswesen ist 
so zu überwachen, dass „die nazistischen und militaristischen Lehren völlig entfernt werden und 

eine erfolgreiche Entwicklung der demokratischen Idee möglich gemacht wird.“ Noch 1947 
wird durch die Alliierten ein einheitliches Schul-Stufenmodell für alle Zonen angestrebt.
Zunächst kehren alle Besatzungszonen zum Bildungsmodell der Weimarer Republik zurück. Für 
die Westzonen bleibt so der Zusammenhang von Schultyp und Sozialschicht klar erhalten. In 
der Ostzone wird eine Schulpolitik verfolgt, die diese Tradition alsbald zu überwinden trachtet. 
Die Wege trennen sich.

Das Grundgesetz der BRD legt im April 1949 Kulturföderalismus als Prinzip für das Schulwe-
sen fest. Es bestimmt lediglich die Aufsicht des Staates über das Schulwesen, ermöglicht Erzie-
hungsberechtigten, ihre Kinder vom Religionsunterricht abzumelden und lässt private Schulen 
zu. Bildungspolitische Prinzipien und Strukturen des Bildungswesens obliegen den Ländern und 
sind geprägt von unterschiedlichen Interessenverbänden und Parteien. Zu einer Grundsatzge-
setzgebung in Schulangelegenheiten, wie in der Weimarer Verfassung vorgesehen, kommt es 
nicht.Eine sozialwissenschaftlich begründete bildungspolitische Strategie konnte sich gesamt-
staatlich so in der BRD nie herausbilden.

In der DDR-Verfassung wird im Oktober 1949 zuvorderst bestimmt, dass jeder Bürger das 
gleiche Recht auf Bildung hat, die durch öffentliche Einrichtungen gesichert wird und deren 
Grundsatzbestimmungen durch die Republik gesetzlich einheitlich geregelt werden. Die Durch-
führung des öffentlichen Schulunterrichts obliegt den Ländern. Die allgemeine Schulplicht legt 
die Verfassung bis zum 18. Lebensjahr fest und auch, dass der Bildungsgang der Jugend nicht 
abhängig sein darf von der sozialen und wirtschaftlichen Lage des Elternhauses. Es besteht 
Schulgeldfreiheit, Lernmittel sind unentgeltlich. Religionsunterricht ist Angelegenheit der Reli-
gionsgemeinschaften. Die Gründung von Privatschulen hatte die sowjetische Besatzungsmacht 
bereits 1945 verboten.
In der Sowjetischen Besatzungszone beginnt im Mai 1946 mit dem „Gesetz zur Demokratisie-
rung der deutschen Schule“ ein Umgestaltungsprozess, der bis in die 60er Jahre eine obliga-
torische, achtjährige gemeinsame Grundschule entstehen lässt, eine Landschulreform auf den 
Weg bringt, die zur Auflösung der Einklassenschule führt und erste Betriebsberufsschulen, die 
betriebliche und schulische Ausbildung verbinden, begründet. Zur Brechung des tradierten 
Bildungsmonopols entstehen Arbeiter- und Bauernfakultäten, ABF. Sie ermöglichen ohne Abi-
tur den Zugang zu höherer Bildung an Universitäten.

Kindergärten liegen in der BRD seit Anbeginn in kirchlicher oder kommunaler Trägerschaft, sie 
gelten als Fürsorgeeinrichtung und fallen in die Zuständigkeit von Sozialministerien. Als Vor-
schuleinrichtung bilden sie keine Vorstufe des Bildungswesens.

In der DDR wird der Ausbau der Vorschuleinrich-
tungen seit Mitte der 50er Jahre forciert. Mitte der 
70er Jahre steht für jedes Kind ein Kindergarten-
platz zur Verfügung und der Hort schafft für die 
ersten 4 Klassen einen Übergang von der Ganz-
tagsbetreuung in den Kindergärten zum Schulall-
tag. Umfassende, unentgeltliche Leistungen von 
Staat, Kommune und Betrieben stehen für die Feri-
en- und Freizeitbetreuung der Kinder und Jugend-
lichen bereit. Bildungspolitischer Schwerpunkt ist 

der gesamtstaatliche Ausbau der Grundschule in der DDR. Das Niveau 
des Unterrichtskonzepts hält sich an die Fachwissenschaften und hat 
ein ähnlich strenges Reglement wie vordem an höheren Schulen.Die 
achtjährige gemeinsame Grundschulzeit mit einem breiten und relativ 
hochstehenden Bildungsangebot lässt Begabungen feststellen. Ein weit 
ausgefächertes Angebot an Arbeitsgemeinschaften macht Schulspezi-
alisierungen entbehrlich. Der 1958 eingeführte Unterrichtstag in der 
Produktion (UTP) und das folgende Konzept polytechnischer Bildung 
verbindet Schul- und Arbeitswelt in international beachteter Weise, wie 
auch das Novum in deutscher Bildungsgeschichte, die dreijährige Be-
rufsausbildung mit Abitur ab 1959. Ende der 70er Jahre sind die zehn-
klassige polytechnische Oberschule, geringe Klassenstärken, wohnort-
nahe Schulen ohne Stundenausfall und praxisnahe schulstufenbezogene 
Lehrerausbildung durchgehend erreicht.

Aus „Neues Deutschland“
04.11.1964

Aus „Junge Welt“
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Aus „Die Wirtschaft“
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Aus „Nürnberger Nachrichten“
31.07.1965

In der BRD nehmen in den 50er Jahren mit geburtenstarken Jahrgängen die Bildungsnachfrage und so der 
Reformstau zu. Mit der Schließung der Grenze zwischen den beiden deutschen Staaten durch die DDR ver-

siegt der Zustrom ostdeutscher Fachkräfte, mit denen in der BRD bereits 
regelmäßig kalkuliert wird. Allgemein entsteht in der BRD in diesen Jah-

ren die Sorge, das Bil-
dungswesen könnte 
den industriegesell-
schaftlichen Anfor-
derungen nicht mehr 
gewachsen sein. Ge-
gen volkstümliche 
Bildung beginnen 
sich wissenschaft-
liche Bildungsinhalte 
durchzusetzen. Das 
Fach Arbeitslehre 
wird eingeführt, die 
Konfessionalität im 
staatlichen Bildungs-

wesen aufgegeben und die Akademisierung der Lehrer-
bildung mit dem Anschluss an Universitäten befördert. 

1968/69 erschüttert die 
Studenten- und Schülerbe-
wegung auch das Bildungs-
wesen der BRD nachhaltig. 
Das Schul- und Universitäts-
wesen wird modernisiert 
und demokratisiert. Die Er-
gebnisse in den einzelnen 
Bundesländern sind sehr 
verschieden.

Aus „Außenpolitische Korrespondenz“
23.12.1965

Ein Neuaufbruch mit Bewahrenswertem aus beiden Systemen fand im Zuge beschleunigter 
Delegitimierung des Anschlusslandes nicht statt. Sehr viele Pädagogen wurden primär po-
litisch motiviert und unter z.T. schikanösen Begleiterscheinungen aus dem Beruf gedrängt 
(Berufsverbot). Deutschland behielt seine Schul-Dreigliedrigkeit nebst Ungleichwertigkeit 
des Bildungsangebotes, mit sozialstatuszuweisender Funktion.

Aus „Der Kurier“
01.07.1966

Aus „Neues Deutschland“
15.02.1986

Aus „Neue Zeit“
21.05.1968

Aus „Neues Deutschland“
14.01.1969

Anzeige aus „Frankfurter Rundschau“
04.03.1972

Aus „Der Tagesspiegel“
19.06.1990


